
Vereinssatzung

§ 1 Name, Sitz, Eintragung und Geschäftsjahr

(1) Der Verein führt den Namen FC Hellas Augsburg e. V.
(2) Der Verein hat seinen Sitz in Augsburg und ist im Vereinsregister beim Amtsge-

richt Augsburg unter der Nummer VR 201276 eingetragen.
(3) Das Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr.
(4) Der Verein ist Mitglied des Bayerischen Landes-Sportverbandes e. V. (BLSV). 

Durch die Mitgliedschaft von Einzelpersonen zum Verein wird die Zugehörigkeit 
der Einzelpersonen zum Bayerischen Landes-Sportverband e. V. vermittelt.

§ 2 Zweck und Gemeinnützigkeit des Vereins

(1) Vereinszweck

1. Der Verein bezweckt die Förderung des Sports als Mittel zur Erhaltung der Ge-
sundheit und als Möglichkeit für insbesondere junge Menschen, ihr Leistungsver-
mögen zu erproben.

2. Der Verein fördert den Leistungssport auf allen Ebenen und widmet sich insbe-
sondere auch dem Freizeit- und Breitensport.

3. Der Verein bezweckt die Pflege und Förderung der allgemeinen Jugendarbeit.

(2) Gemeinnützigkeit

1. Der Verein verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige kulturelle und 
sportliche Zwecke im Sinne des Abschnitts „Steuerbegünstigte Zwecke“ der Ab-
gabenordnung.

2. Der Verein ist selbstlos tätig. Er verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche 
Zwecke. Alle Mittel des Vereins dürfen nur zu satzungsmäßigen Zwecken ver-
wendet werden.

3. Die zur Erreichung eines Zweckes notwendigen Mittel erwirbt der Verein insbe-
sondere durch Mitgliedsbeiträge, Startgelder, Spenden und Sponsorengelder.

4. Die Mitglieder erhalten in ihrer Eigenschaft als Mitglieder keine Zuwendungen aus
den Mitteln des Vereins. Keine Person darf durch Ausgaben, die dem Zweck des 
Vereins fremd sind oder durch unverhältnismäßig hohe Vergütungen begünstigt 
werden.

5. Ausscheidende Mitglieder haben gegen den Verein keinen Anspruch am Vereins-
vermögen.

6. Eine Änderung im Status der Gemeinnützigkeit zeigt der Verein unverzüglich dem
Bayerischen Landes-Sportverband e. V. und den betroffenen Fachverbänden so-
wie dem zuständigen Finanzamt für Körperschaften an.

§ 3 Vereinstätigkeit

Die Verwirklichung des Vereinszwecks erfolgt durch Ausübung der Sportart:

1. das Abhalten von regelmäßigen Trainingsstunden,

1



2. die Durchführung eines leistungsorientierten Trainingsbetriebes,
3. den Aufbau eines umfassenden Trainings- und Übungsprogramms für alle Berei-

che, einschließlich des Freizeit- und Breitensports,
4. die Teilnahme an sportspezifischen und auch übergreifenden Sport- und Vereins-

veranstaltungen,
5. die Durchführung von allgemeinen Jugendveranstaltungen und Maßnahmen,
6. die Beteiligung an Turnieren und Vorführungen, sportlichen Wettkämpfen, Zu-

sammenarbeit mit Sportvereinen,
7. Aktionen und nachhaltige Maßnahmen zur Steigerung eines familienfreundlichen 

Umfeldes und einer positiven Kultur und nachhaltige Maßnahmen zur Bekämp-
fung von Rassismus. Der Verein wahrt parteipolitische Neutralität. Er räumt den 
Angehörigen aller Völker und Rassen gleiche Rechte ein und vertritt den Grund-
satz religiöser und weltanschaulicher Toleranz.

8. Es darf keine Person durch Ausgaben, die dem Zweck des Vereins fremd sind, 
oder durch unverhältnismäßig hohe Vergütungen begünstigt werden.

§ 4 Gliederung

(1) Für jede im Verein betriebene Sportart kann im Bedarfsfall eine eigene in der 
Haushaltsführung selbständige Abteilung gegründet werden. Die Abteilungen re-
geln ihre sportlichen und finanziellen Angelegenheiten selbst, soweit diese Sat-
zung nichts anderes bestimmt oder das Gesamtinteresse des Vereins nicht be-
troffen wird. Für die Abteilungsversammlungen sowie die Zusammensetzung und 
Wahlen der Abteilungsvorstände geben sich die Abteilungen eigene Ordnungen, 
die in Übereinstimmung mit dem Gesamtinteresse des Vereins stehen müssen.

§ 5 Mitgliedschaft

(1) Mitglied des Vereins kann jede natürliche Person werden. Über den schriftlichen 
Aufnahmeantrag entscheidet der Vorstand. Ein Aufnahmeanspruch besteht nicht. 
Die Ablehnung des Aufnahmeantrags kann dem Antragsteller ohne Angabe von 
Gründen schriftlich mitgeteilt werden. Jugendliche unter 18 Jahren bedürfen der 
Zustimmung der/des gesetzlichen Vertreter/s.

(2) Mitglieder des Vereins sind:
- Erwachsene,
- Jugendliche (von 14 bis 17 Jahre),
- Kinder (unter 14 Jahre),
- Ehrenmitglieder (keine Altersbegrenzung).

(3) Die Mitglieder sind verpflichtet, die Vereinssatzung anzuerkennen, die Zwecke 
des Vereins zu fördern und zu unterstützen, die festgesetzten Mitgliedsbeiträge 
und Umlagen rechtzeitig zu entrichten, die Anordnungen des erweiterten Gesamt-
vorstands und die Beschlüsse der Mitgliederversammlung zu respektieren sowie 
die weiteren sportrechtlichen Vorgaben nach den jeweils geltenden Verbands-
richtlinien bei sportlichen Aktivitäten zu beachten.
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(4) Zu Ehrenmitgliedern können Mitglieder aufgrund langjähriger Verdienste oder au-
ßergewöhnlicher Leistungen auf Vorschlag des Gesamtvorstandes durch die Mit-
gliederversammlung ernannt werden.

(5) Die Mitgliedschaft endet mit dem Austritt, Ausschluss oder Tod des Mit-
glieds aus dem Verein.

(6) Der freiwillige Austritt muss schriftlich per Einschreiben dem Vorstand ge-
genüber erklärt werden. Er ist nur unter Einhaltung einer Kündigungsfrist 
von drei Monaten zum Ende eines Kalenderjahres möglich. Die Mitglied-
schaft ist nicht übertragbar.

(7) Der Ausschluss aus dem Verein und die Streichung von der Mitgliederliste 
erfolgt: 
o wenn das Mitglied trotz zweimaliger Mahnung an die zuletzt bekannte 

Adresse länger als drei Monate mit seiner fälligen Beitragszahlung in 
Verzug ist, ohne dass eine soziale Notlage nachgewiesen wird,

o bei grobem Verstoß gegen die Satzung oder Vereinsrichtlinien,
o wegen massivem unsportlichen oder unkameradschaftlichen Verhalten,
o wegen unehrenhaften Verhaltens innerhalb oder außerhalb des Ver-

einslebens, wenn hierdurch die Interessen und das Ansehen des Ver-
eins in der Öffentlichkeit oder vereinsintern schwerwiegend beeinträch-
tigt wird.

(8) Über einen Ausschluss entscheidet der Vorstand mit einfacher Mehrheit 
der anwesenden Vorstandsmitglieder, nachdem dem betroffenen Mitglied 
rechtliches Gehör gewährt worden ist. Gegen den Ausschließungsbe-
schluss kann das Mitglied mit einer Frist von einem Monat nach Zugang 
die Mitgliederversammlung anrufen. Ein Ausschließungsantrag kann von 
jedem Mitglied gestellt werden. Bei Widerspruch des auszuschließenden 
Mitglieds entscheidet die Mitgliederversammlung vereinsintern endgültig 
über den Ausschluss. Während des Ausschließungsverfahrens ruhen 
sämtliche Rechte des auszuschließenden Mitglieds. Bei Beendigung der 
Mitgliedschaft besteht kein Anspruch auf einen Teil am Vereinsvermögen 
oder einer Beitragsrückerstattung.

(9) Die Aufnahme in den Verein ist davon abhängig, dass sich das Mitglied für 
die Dauer seiner Mitgliedschaft verpflichtet, am SEPA-Verfahren für die 
Mitgliedsbeiträge teilzunehmen. Das hat das Mitglied in der Eintrittserklä-
rung rechtsverbindlich zu klären. Laufende Änderungen der Bankverbin-
dung sind dem Verein mitzuteilen. Mitglieder, die nicht am Bankeinzugs-
verfahren teilnehmen, zahlen einen höheren Mitgliedsbeitrag, erhöht um 
die dem Verein damit verbundenen Aufwendungen zum Einzug des Beitra-
ges. Dieser Betrag wird vom Vorstand festgelegt. Der Vorstand kann die 
Aufnahme von Mitgliedern ablehnen, die nicht am Bankeinzugsverfahren 
teilnehmen.

§ 6 Beiträge
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(1) Jedes Mitglied hat eine Aufnahmegebühr – diese darf das 5-fache eines Jah-
resbeitrages nicht überschreiten – und einen Jahresbeitrag zu leisten. Dieser 
ist im Voraus am 15. Januar eines Jahres zu entrichten. Die Fälligkeit tritt 
ohne Mahnung ein.

(2) Die Geldbeiträge werden von der Mitgliederversammlung festgesetzt; sie dür-
fen nicht so hoch sein, dass die Allgemeinheit von der Mitgliedschaft ausge-
schlossen wäre. Einem Mitglied, das unverschuldet in eine finanzielle Notlage 
geraten ist, kann der Beitrag gestundet oder für die Zeit der Notlage ganz oder
teilweise erlassen werden. Über ein Stundungs- oder Erlassungsgesuch ent-
scheidet der Vorstand.

(3) Bei einem begründeten Finanzbedarf des Vereins kann die Erhebung einer 
zusätzlichen Umlage in Form einer Geldleistung beschlossen werden. Diese 
darf das 5-fache eines Jahresbeitrages nicht überschreiten. Eine Staffelung 
entsprechend der Beitragsordnung ist möglich.

(4) Jedes Mitglied ist verpflichtet, dem Verein Änderungen der Bankverbindung 
und der Anschrift mitzuteilen. Mitgliedsbeiträge, Gebühren und Umlagen wer-
den im SEPA-Basis-Lastschriftverfahren eingezogen. Das Mitglied hat sich 
hierzu bei Eintritt in den Verein zu verpflichten, ein SEPA-Lastschriftmandat zu
erteilen sowie für eine ausreichende Deckung des bezogenen Kontos zu sor-
gen. Der Mitgliedsbeitrag wird unter Angabe der Gläubiger-ID DE 
46720500000250847373 und der Mandatsreferenz (VR 201276) jährlich zum 
15. Januar eingezogen. Fällt dieser nicht auf einen Bankarbeitstag, erfolgt der 
Einzug am unmittelbar darauf folgenden Bankarbeitstag.

(5) Mitglieder, die nicht am Lastschriftverfahren teilnehmen, tragen den erhöhten 
Verwaltungsaufwand des Vereins durch eine Bearbeitungsgebühr, die der 
Vorstand durch Beschluss festsetzt.

(6) Bei unterjährigem Eintritt wird der Beitrag quartalsmäßig berechnet.

§ 7 Rechte und Pflichten

(1) Die Mitglieder sind berechtigt, im Rahmen des Vereinszweckes, an den Ver-
anstaltungen des Vereins teilzunehmen.

(2) Alle Mitglieder sind verpflichtet, sich entsprechend der Satzung, den weiteren 
Ordnungen des Vereins sowie den Beschlüssen der Mitgliederversammlung 
zu verhalten. Die Mitglieder sind zur gegenseitigen Rücksichtnahme und Ka-
meradschaft verpflichtet.

(3) Die Mitglieder sind zur Entrichtung von Beiträgen und Umlagen für den Verein 
verpflichtet. Die Höhe der Beiträge und der Umlagen beschließt die Mitglieder-
versammlung.

(4) Mitglieder können ab dem 16. Lebensjahr wählen und ab dem 18. Lebensjahr 
gewählt werden.
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(5) Mitglieder, die noch nicht volljährig sind, haben, mit Ausnahme der Regelung 
in § 7 Nr. 4 der Satzung, kein Stimm- und Wahlrecht. Eine Vertretung durch 
ihre Eltern oder sorgeberechtigte Personen bei Abstimmungen und Wahlen ist
nicht statthaft. Noch nicht volljährigen Mitgliedern stehen das Rede- und An-
wesenheitsrecht in den Mitgliederversammlungen sowie das Recht auf Teilha-
be an den Leistungen des Vereins, insbesondere der Nutzung der Einrichtun-
gen, zu.

(6) Die stimmberechtigten Mitglieder haben das Recht, dem Gesamtvorstand und 
zur Mitgliederversammlung Anträge zu unterbreiten.

(7) Anträge zu Satzungsänderungen müssen dem Gesamtvorstand sechs Wo-
chen vor der Mitgliederversammlung eingereicht werden.

§ 8 Organe

(1) Die Organe des Vereins sind:

1. die Mitgliederversammlung,
2. der Vorstand.

§ 9 Die Mitgliederversammlung

Oberstes Organ des Vereins ist die Mitgliederversammlung. Die wichtigste Mitglie-
derversammlung ist die Hauptversammlung. Diese ist zuständig für:

(1) Die ordentliche Mitgliederversammlung findet einmal im ersten Halbjahr ei-
nes jeden Jahres statt. Eine außerordentliche Mitgliederversammlung – für
deren Berufung und Durchführung die gleichen Bestimmungen gelten wie 
für die ordentliche Mitgliederversammlung – ist einzuberufen, wenn der 
Vorstand die Einberufung aus wichtigem Grund beschließt oder ein Drittel 
der Mitglieder schriftlich dies unter Angabe der Gründe vom Vorstand ver-
langt. Die Mitgliederversammlung ist vom Vorstand unter Einhaltung einer 
Frist von vier Wochen und unter Mitteilung der Tagesordnung schriftlich 
einzuberufen. Die Einberufung zu allen Mitgliederversammlungen erfolgt 
vier Woche vor dem Versammlungstermin durch den Vorstand. Mit der 
schriftlichen Einberufung ist gleichzeitig die Tagesordnung bekannt zu ge-
ben, in der die zur Abstimmung gestellten Anträge ihrem wesentlichen In-
halt nach zu bezeichnen sind. Das Einladungsschreiben gilt als zugegan-
gen, wenn es an die letzte vom Vereinsmitglied bekannt gegebene Adres-
se gerichtet ist. Als schriftliche Einladung gilt auch die elektronische Post 
per E-Mail. Die Mitteilung von Adressänderungen/E-Mail-Adressen ist eine 
Bringschuld des Mitglieds. Jedes Mitglied kann bis spätestens zwei Wo-
chen vor Beginn der Mitgliederversammlung schriftlich die Ergänzung der 
Tagesordnung verlangen. Fristgemäß gestellte Anträge sind nachträglich 
auf die Tagesordnung zu nehmen. Die Anträge müssen den Mitgliedern 
nicht vor der Mitgliederversammlung bekannt gegeben werden. Dies gilt 
nicht für Satzungsänderungen oder Anträge zur Auflösung des Vereins. 
Nach Ablauf der Frist gestellte Anträge können nur zur Entscheidung  in 

5



der Mitgliederversammlung zugelassen werden durch Entscheidung der 
Mitgliederversammlung mit einer  Mehrheit von 2/3 der anwesenden 
Stimmberechtigten. Soweit die Satzung nichts anderes bestimmt, ist die 
Mitgliederversammlung ohne Rücksicht auf die Zahl der erschienen Mit-
glieder beschlussfähig.

(2) Die Mitgliederversammlung entscheidet bei Beschlüssen und Wahlen mit 
einfacher Mehrheit der abgegebenen Stimmen, soweit die Satzung nichts 
anderes bestimmt. Stimmenthaltung wird als ungültige Stimme gezählt. Be-
schlüsse über die Änderung der Satzung bedürfen der Dreiviertelmehrheit 
der abgegebenen gültigen Stimmen. Eine Änderung des Vereinszwecks 
erfordert die Zustimmung von 9/10 der abgegebenen gültigen Stimmen.

(3) Die Mitgliederversammlung wird vom 1. Vorsitzenden, bei dessen Verhin-
derung vom stellvertretenden Vorsitzenden, bei dessen Verhinderung von 
einem anderen Mitglied des Vorstands geleitet. Ist kein Vorstandsmitglied 
anwesend, bestimmt die Versammlung den Leiter.

(4) Die Art der Abstimmung wird durch den Versammlungsleiter festgelegt. 
Eine geheime Abstimmung ist erforderlich, wenn ein Drittel der erschiene-
nen stimmberechtigten Mitglieder dies beantragt.

(5) Die Mitgliederversammlung ist insbesondere für folgende Angelegenheiten
zuständig:

o Entgegennahme des Jahresberichts des Vorstandes,
o Wahl, Abberufung und Entlastung des Vorstandes,
o Wahl und Abberufung der zwei Kassenprüfer und Entgegennahme des 

Kassenberichtes,
o Beschlussfassung über Änderung der Satzung, über Vereinsauflösung 

und über Vereinsordnungen,
o Beschlussfassung über das Beitragswesen, Beschlussfassung über An-

träge der Mitglieder,
o Beschlussfassung über Rücklagenbildung, Erlass von Ordnungen,
o Beschlussfassung über die Ernennung von Ehrenmitgliedern/Ehrenvor-

sitzenden auf Vorschlag des Vorstandes,
o weitere Aufgaben, soweit sich diese aus der Satzung oder nach Gesetz

ergeben bzw. Gegenstand der Tagesordnung sind,
o Auflösung des Vereins.

(6) Über die Mitgliederversammlung ist eine Niederschrift aufzunehmen. Diese
ist vom Sitzungsleiter und vom Protokollführer zu unterzeichnen.

§ 10 Vorstand

(1) Der Vorstand besteht aus dem

o 1. Vorsitzenden,
o 2. Vorsitzenden,
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o Hauptkassierer/in,
o Schriftführer/in, 
o Sportwart und
o drei Beisitzern.

(2) Der Verein wird gerichtlich und außergerichtlich durch den 1. und 2. Vorsitzen-
den vertreten (Vorstand im Sinne des § 26 BGB), jeder ist alleinvertretungsbe-
rechtigt.

(3) Der Vorstand wird durch den Beschluss der Mitgliederversammlung auf die 
Dauer von 2 Jahren gewählt. Er bleibt jedoch bis zur satzungsgemäßen Neu-
wahl des Vorstandes im Amt. Ein Vorstand kann sein Amt jederzeit niederle-
gen, sofern dies nicht zur Unzeit erfolgt. Scheidet ein Mitglied des Vorstandes 
vor Ablauf der Amtsperiode aus, so ist vom Vorstand für den Rest der Amts-
zeit ein neues Vorstandsmitglied hinzuzuwählen.

(4) Kann durch die Mitgliederversammlung kein rechtsfähiger Vorstand gewählt 
werden, so hat der zuletzt bestehende Vorstand die Aufgabe, dies umgehend 
dem zuständigen Registergericht sowie dem Bayerischen Landes-Sportver-
band und den betroffenen Sportfachverbänden anzuzeigen.

(5) Eine Wiederwahl ist möglich.

(6) Verschiedene Vorstandsämter können von einer Person nur dann wahrge-
nommen werden, wenn ein Vorstandsmitglied frühzeitig ausscheidet und die-
ses Amt durch eine Nachwahl im Vorstand nicht besetzt werden kann. Das gilt
jedoch nur bis zur nächsten Mitgliederversammlung. Insbesondere können je-
doch Vorstandsmitglieder kein weiteres Amt in einem Aufsichtsorgan des Ver-
eins wahrnehmen.

(7) Der Vorstand führt die Geschäfte des Vereins. Er kann zu diesem Zweck 
einen Geschäftsführer bestellen. Im Innenverhältnis gilt, dass der Vorstand 
zum Abschluss von Rechtsgeschäften jeglicher Art mit einem Geschäftswert 
von mehr als EUR 5.000,00 (in Worten: fünftausend) für den Einzelfall der vor-
herigen Zustimmung durch den gesamten Vorstand bedarf.

(8) Der Vorstand ist beschlussfähig, wenn mehr als die Hälfte der Vorstandsmit-
glieder anwesend sind. Bei Abstimmung ist die einfache Stimmenmehrheit er-
forderlich.

(9) Die Abgeltung des Aufwendungsersatzes ist in der Finanzordnung des Ver-
eins geregelt. Vorstandsmitglieder können nur Vereinsmitglieder werden.

§ 11 Ausgaben des Vereins

(1) Die für die Durchführung des ideellen, sportlichen und wirtschaftlichen Zweck-
betriebes erforderlichen Regelungen zu den Einnahmen und Ausgaben des 
Vereins sind in einer Finanzordnung zu regeln.

(2) Die Vereins- und Organämter werden grundsätzlich ehrenamtlich ausgeübt.
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(3) Bei Bedarf können Vereinsämter im Rahmen der haushaltsrechtlichen Mög-
lichkeiten entgeltlich auf der Grundlage eines Dienstvertrages oder gegen 
Zahlung einer Aufwandsentschädigung nach § 3 Nr. 26 a EStG ausgeübt wer-
den.

(4) Die Entscheidung über eine entgeltliche Vereinstätigkeit nach Abs. (3) trifft der
Vorstand. Gleiches gilt für die Vertragsinhalte und die Vertragsbeendigung. 
Der Vorstand ist ermächtigt, Tätigkeiten für den Verein gegen Zahlung einer 
angemessenen Vergütung oder Aufwandsentschädigung zu beauftragen. 
Maßgebend ist die Haushaltslage des Vereins. Zur Erledigung der Geschäfts-
führungsaufgaben und zur Führung der Geschäftsstelle ist der Vorstand er-
mächtigt, im Rahmen der haushaltsrechtlichen Möglichkeiten, hauptamtlich 
Beschäftigte anzustellen.

(5) Im Übrigen haben die Mitglieder und Mitarbeiter des Vereins einen Aufwen-
dungsersatzanspruch nach § 670 BGB für solche Aufwendungen, die ihnen 
durch die Tätigkeit für den Verein entstanden sind. Hierzu gehören insbeson-
dere Fahrtkosten, Reisekosten, Porto, Telefon usw.

(6) Der Anspruch auf Aufwendungsersatz kann nur innerhalb einer Frist von ei-
nem Vierteljahr nach seiner Entstehung geltend gemacht werden. Erstattun-
gen werden nur gewährt, wenn die Aufwendungen mit Belegen und Aufstel-
lungen, die prüffähig sein müssen, nachgewiesen erden.

(7) Weitere Einzelheiten regelt die Finanzordnung des Vereins.

§ 12 Farben und Auszeichnungen

(1) Die Farben des Vereins sind: Blau und Weiß.

(2) Jedes Mitglied hat das Recht zum Erwerb und zum Tragen des Vereinsabzei-
chens.

§ 13 Ehrenmitglieder

Durch die Mitgliederversammlung können Personen, die sich um den Verein beson-
ders verdient gemacht haben, mit einfacher Zweidrittelmehrheit der anwesenden 
Stimmberechtigten zu Ehrenmitgliedern ernannt werden. Ehrenmitglieder werden bis 
zum Widerruf durch die Mitgliederversammlung mit Zweidrittelmehrheit ernannt. Sie 
besitzen Stimmrecht und sind von der Entrichtung von Beiträgen befreit.

§ 14 Kassenprüfer

(1) Die Mitgliederversammlung wählt für die Dauer von zwei Jahren zwei Kassen-
prüfer, die nicht dem Vorstand oder einem Ausschuss angehören dürfen.
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(2) Die Kassenprüfer haben die Kasse des Vereins, einschließlich der Bücher und
Belege, mindestens einmal im Geschäftsjahr sachlich und rechnerisch zu prü-
fen und dem Vorstand jeweils schriftlich Bericht zu erstatten.

(3) Die Kassenprüfer erstatten der Mitgliederversammlung einen Prüfbericht und 
beantragen bei ordnungsgemäßer Führung der Kassengeschäfte die Entlas-
tung des Schatzmeisters und des übrigen Vorstandes.

(4) Sonderprüfungen sind möglich.

(5) Art und Umfang der Kassenprüfung sowie die Veranlassung von Sonderprü-
fungen sind in der Finanzordnung geregelt.

§ 15 Vereinsjugend

(1) Die Jugend des Vereins führt und verwaltet sich selbstständig und entscheidet
über ihre durch den Haushalt des Vereines zufließenden Mittel im Rahmen 
der Finanzordnung.

(2) Das Nähere regelt die Jugendordnung.

§ 16 Haftung

(1) Ehrenamtlich Tätige und Organ- oder Amtsträger, deren Vergütung 500,00 
EUR im Jahr nicht übersteigt, haften für Schäden gegenüber Mitgliedern und 
gegenüber dem Verein, die sie in Erfüllung ihrer ehrenamtlichen Tätigkeit ver-
ursachen, nur für Vorsatz und grobe Fahrlässigkeit.

(2) Der Verein haftet gegenüber den Mitgliedern im Innenverhältnis nicht für fahr-
lässig verursachte Schäden, die Mitglieder bei der Ausübung des Sports, aus 
der Teilnahme bei Vereinsveranstaltungen oder durch die Benutzung von An-
lagen oder Einrichtungen des Vereins erleiden, soweit solche Schäden nicht 
durch Versicherungen des Vereins abgedeckt sind.

§ 17 Datenschutz

(1) Zur Erfüllung der satzungsgemäßen Aufgaben des Vereins und der Verpflich-
tungen, die sich aus der Mitgliedschaft im Bayerischen Landes-Sportverein 
(BLSV) und aus der Mitgliedschaft in dessen zuständigen Sportfachverbänden
ergeben, werden im Verein unter Beachtung der gesetzlichen Vorgaben des 
Bundesdatenschutzgesetzes (BDSG) folgende personenbezogenen Daten 
von Vereinsmitgliedern digital gespeichert: Name, Adresse, Telefonnummer, 
E-Mail-Adresse, Geburtsdatum, Bankverbindung (… weitere Benennung der 
Daten). Die digitale Erfassung der Daten erfolgt unter der Maßgabe, dass die 
Mitglieder mit der Beitrittserklärung zustimmen.

(2) Den Organen des Vereins, allen Mitarbeitern oder sonst für den Verein Täti-
gen ist es untersagt, personenbezogene Daten unbefugt zu anderen als dem 
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zur jeweiligen Aufgabenerfüllung gehörenden Zweck zu verarbeiten, bekannt 
zu geben, Dritten zugänglich zu machen oder sonst zu nutzen. Diese Pflicht 
besteht auch nach dem Ausscheiden des Mitglieds aus dem Verein fort.

(3) Als Mitglied des Bayerischen Landes-Sportverbandes ist der Verein verpflich-
tet, im Rahmen der Bestandsmeldung folgende Daten seiner Mitglieder an 
den BLSV zu melden: Name, Vorname, Geburtsdatum, Geschlecht, Sportar-
tenzugehörigkeit. Die Meldung dient zu Verwaltungs- und Organisationszwe-
cken des BLSV. Soweit sich aus dem Betreiben bestimmter Sportarten im Ver-
ein eine Zuordnung zu bestimmten Sportfachverbänden ergibt, werden diesen
für deren Verwaltungs- und Organisationszwecke bzw. zur Durchführung des 
Wettkampfbetriebes die erforderlichen Daten betroffener Vereinsmitglieder zur
Verfügung gestellt.

(4) Zur Wahrnehmung satzungsgemäßer Mitgliederrechte kann bei Verlangen der
Vorstand gegen die schriftliche Versicherung, dass die Adressen nicht zu an-
deren Zwecken verwendet werden, Mitgliedern bei Darlegung eines berechtig-
ten Interesses Einsicht in das Mitgliederverzeichnis gewähren.

 
(5) Bei Beendigung der Mitgliedschaft werden personenbezogene Daten, soweit 

sie die Kassengeschäfte betreffen, entsprechend der steuerlich bestimmten 
Fristen aufbewahrt.

§ 18 Sprachregelung

Wenn im Text der Satzung oder Ordnungen des Vereines bei Funktionsbezeichnun-
gen die weibliche oder männliche Sprachform verwendet wird, so können unabhän-
gig davon alle Ämter von Frauen und Männern besetzt werden.

§ 19 Auflösung

(1) Über die Auflösung des Vereins entscheidet eine hierfür eigens einzuberufen-
de Mitgliederversammlung mit Dreiviertelmehrheit der erschienen Stimmbe-
rechtigten.

(2) Liquidatoren sind der erste Vorsitzende und der Schatzmeister.

(3) Die Mitgliederversammlung ist berechtigt, zwei andere Vereinsmitglieder als 
Liquidatoren zu benennen.

(4) Bei Auflösung des Vereins oder Wegfall des steuerbegünstigten Zweckes ge-
mäß § 3 dieser Satzung, fällt das Vermögen des Vereins, soweit es bestehen-
de Verbindlichkeiten übersteigt, dem Zentralklinikum Augsburg – Kinderhilfe 
zu, das es ausschließlich und unmittelbar zur Förderung des Fördervereins 
der Klinik für Kinder und Jugendliche verwendet.
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